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So stoppt die EU
den Zustrom nicht

E s ist nur einer von
vielenVersuchen,
die massive irregulä-

re Zuwanderung nach
Europa zu stoppen. EU-
Kommissionschefin von
der Leyen plant erneut
einen Deal, den Europa
seit Jahren immer wieder
mehr oder weniger erfolgreich ein-
zugehen versucht: Geld gegen das
Aufhalten oder die Rücknahme von
Flüchtlingen.Das ist zynisch, zumal
Europa solche Abkommen auchmit
einem Staat wie Libyen hat. Für
Europa gehören diese Vereinbarun-
gen aber noch zu wirksameren Me-
thoden, die elenden Lager an den
eigenen Küsten, die Überforderung
der eigenen Gesellschaften und den
wachsenden Rassismus sowie den
ständigen innereuropäischen Streit
über die Verteilung der Menschen
einzudämmen.
Die Reise von der Leyens ist auch

ein Feuerwehreinsatz. Der Europa-
wahlkampf läuft auf Hochtouren.

WennEuropa dieMigration tatsächlich regelnwill,
braucht es andere Lösungen als Flüchtlingsdeals

und die Türkei, dass die
Geflüchteten in von EU-
Geld finanzierten Lagern
bleiben sollten. Im Ver-
gleich zu den menschen-
verachtenden Lagern in
Libyen und auch im Ver-
gleich zu den in der Regel
komplettüberfülltenAuf-

fanglagern an den Küsten Südeuro-
pas sind die Zustände in der Türkei
erträglich für die Menschen.
DerEU-Türkei-Deal funktionierte

zumindest anfangs gut, weil die
Europäer mit Präsident Recep
Tayyip Erdogan einen Partner hat-
ten, der die Vereinbarung innen-
politisch auchumsetzen konnte. Im
Libanon sieht die Lage ganz anders
aus.Dort fehlt diepolitischeStabili-
tät für verlässliche Verabredungen.
Auch wenn von der Leyen mit einer
Milliarde Euro im Gepäck nach Bei-
rut gereist ist, garantiert daskeines-
wegs einen Erfolg.
Im Libanon leben rund 1,5Millio-

nen geflüchtete Syrerinnen und Sy-
rer. Sie sitzen dort auf gepackten
Koffern, müssen in großen trostlo-
sen Lagern bleiben, dürfen nicht
arbeiten, haben keine Perspektive.
Angesichts der krisenhaften Lage
wächst der Rassismus gegen die
Flüchtlinge im Libanon. Es ist also
auch noch gefährlich geworden.
Europa kann und will aus guten

Gründen seineArmenichtmehröff-
nen. Das gilt nicht nur für Wahl-
kampfzeiten. Der im globalen Ver-
gleich hohe Wohlstand in Europa
und die Aussicht auf – trotz des
Kriegs in der Ukraine – friedlichen
und freiheitlichen Lebens werden
auch in Zukunft Ursachen für einen
hohenMigrationsdruckbleiben.Die
EUwird die Lage nur in denGriff be-
kommen, wenn sie sich endlich zu
einem gemeinsamen und solidari-
schenVorgehen durchringt.
Es braucht eine gerechte Vertei-

lung der Geflüchteten. Es braucht
ein geschlossenesVorgehen in Afri-
ka und im arabischen Raum, um die
Flucht in geordnete Bahnen zu len-
ken und Mindestanforderungen
einer humanitären Behandlung zu
gewähren. Dass Europa dafür Geld
in die Hand nehmen muss, hat es
schon begriffen. Dass die Europäer
dafür auch an einem Strang ziehen
müssen, die Erkenntnis hat sich lei-
der noch nicht herumgesprochen.
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Einerneutermassenhafter irregulä-
rerZuzug indieEUwäre in fast allen
europäischen Ländern Wasser auf
die Mühlen der Rechtspopulisten
und Rechtsradikalen. Seit dem im
Dezember mit viel Eigenlob verab-
schiedeten Asylkompromiss in der
EU ist praktisch nichts geschehen,
während die Flüchtlingszahlen jah-
reszeitbedingt wieder steigen.
Dem kleinen Zypern droht ange-

sichts der ständig ankommenden
Menschen das Chaos. Auch solche
Bilder lassen die Bürgerinnen und
Bürger auf demKontinent nicht un-
berührt und können Wahlentschei-
dungen beeinflussen. Da spielt es
keineRolle, dass die Rechtspopulis-
ten auch keine Antworten haben,
wie sie dieMenschen vonder illega-
len Einreise abhalten wollen.
Vorbild für von der LeyensVorha-

ben istdieEU-Türkei-Erklärungvon
2016.AufdemHöhepunktdesdurch
den Syrien-Krieg ausgelösten Mas-
senzustroms vereinbarten die EU

Mehr Hilfe für Suizidgefährdete

In Deutschland nehmensich fast 10000 Men-
schen imJahrdasLeben.

Essterbendamitetwadrei
Mal so viele Menschen
durch Suizid wie durch
Verkehrsunfälle. Jahr-
zehntelanghatdieGesell-
schaft das mehr oder we-
niger achselzuckend zur Kenntnis
genommen – nicht aus fehlender
Empathie, sondern aus einem Ge-
fühl der Hilflosigkeit. Erst die De-
batte über die Sterbehilfe und die
Selbstmorde Prominenter haben zu
einem Umdenken geführt. Es kann,

Hohe Zahl der Fälle nicht achselzuckendhinnehmen

esmuss etwas getanwerden, umdie
Zahl der Suizide zu senken.
Die wissenschaftlichen Erkennt-

nisse sind eindeutig: DreiViertel al-
ler Suizide entfallen auf Männer,
wobei die Rate bei beiden Ge-
schlechternmitdemAlterzunimmt.
Deshalbistessinnvoll,sichaufdiese
Hochrisikogruppen zu konzentrie-

KOMMENTAR

ren.Und insbesonderedie
Fachkräfte im Gesund-
heitswesenundderPflege
müssen besser geschult
werden, um Signale der
seelischen Not zu bemer-
ken und Hilfsangebote zu
vermitteln. Dazu gehört
mindestens ein bundes-

weit rund um die Uhr verfügbarer
telefonischer Krisendienst.
Und weil in vielen Fällen erst die

GelegenheitzumSuizid führt,gehö-
ren zu einer Präventionsstrategie
auch Maßnahmen wie die Verklei-
nerung der Packungsgrößen von
Schmerzmitteln oder ein besonde-
rer Schutz bei Bauwerken. Es ist gut,
dass sich mit Karl Lauterbach end-
lich ein Gesundheitsminister des
Themas angenommen hat. Seinen
Ankündigungen müssen nun aber
auch Taten folgen.
Nicht zuletzt muss auch ein libe-

rales Recht zur Inanspruchnahme
der Sterbehilfe Teil einer Präven-
tionsstrategie sein. Allein die Mög-
lichkeit, selbstbestimmt und wür-
devolldereigenenExistenzeinEnde
setzen zu können, kann Menschen
neuen Lebensmut geben. Es bleibt
zu hoffen, dass im Bundestag bald
ein neuer Anlauf für eine entspre-
chende Reform unternommenwird.

Es geht um die
Demokratie

O hne sie ist alles nichts.Wenn
Presse und Rundfunk nicht
frei sind, sindauchalleande-

ren Freiheiten in Gefahr. Dass Jour-
nalistinnen und Journalisten ohne
Sorge vor Verfolgung recherchieren
und berichten können, ist eine
Grundvoraussetzung für politische
Freiheit.DiegrößteGefahrfürAuto-
kraten ist eine gut informierte Öf-
fentlichkeit. Nicht ohne Grund
schränken autoritäre Herrscher die
Freiheit der Medien weltweit seit
Jahren mehr und mehr ein, lassen
Journalisten ermordenund einsper-
ren oder treiben sie ins Exil.
Bei der Verteidigung der Presse-

freiheit geht es deshalb nicht bloß
umdieBefindlichkeitenvonJourna-
listen, sondern umdas große Ganze
der Demokratie. Und es gibt viel zu
tun: Nur acht Länder fallen in der
jüngsten Pressefreiheits-Rangliste
der „Reporter ohne Grenzen“ in die
beste Kategorie. Die Zahl der Län-
der, indenendieOrganisationunab-
hängige journalistische Arbeit für
praktisch unmöglich hält, ist so
hoch, wie seit mehr als zehn Jahren
nicht. Und auch in dem weiten Feld
zwischenvölligerFreiheitundabso-
luterUnterdrückungverschiebtsich
vieles zum Negativen. Gerade in
einem Jahr, in dem in zahlreichen

Die Pressefreiheit
gerät immer stärker

unter Druck
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Ländern Parlamente und Staats-
oberhäuptergewähltwerden, istdas
eine alarmierende Feststellung.
InDeutschland ist es umdie Pres-

sefreiheit insgesamt gut bestellt.
Medienschaffendemüssen sich hier
nichtvorRepression fürchten.Doch
selbst in der EuropäischenUnion ist
das nicht überall so: Viktor Orban
befindet sich schon seit Jahren auf
Kriegsfuß mit den (noch verbliebe-
nen) freien Medien Ungarns, in der
Slowakei hat sich Robert Fico un-
längst auf einen ähnlichen Kurs be-
geben.
Bislang gelingt es der EU nicht,

dem ernsthaft etwas entgegenzu-
setzen.DienächsteEU-Kommission
muss es sich deshalb zur Aufgabe
machen, die Pressefreiheit in Euro-
pa noch besser zu schützen als bis-
lang.

„Ampelgezänk kostet Vertrauen“

Herr Grünewald, die Stimmung
unter den jungen Menschen
kippt. Dieses Ergebnis der
Trendstudie „Jugend in
Deutschland“ hat vorigeWoche
aufhorchen lassen. Die 14- bis
29-Jährigen, auch bekannt als
„Generation Z“, sind erschöpft,
deprimiert, sie haben Alltags-
sorgen, blicken ängstlich in die
Zukunft – und sie driften poli-
tisch nach rechts.Welche Erklä-
runghaben Siemit Ihren tiefen-
psychologischen Erhebungen
für diese Befunde?
Die gesellschaftlichen Erschütte-
rungen,diemitCorona,Klimakrise
und Krieg verbunden sind, treffen
die junge Generation viel stärker
als die Älteren. Alarmierend finde
ich, in welchem Maß Stress und
krankhafte Erschöpfungszustände
unter Jugendlichen zugenommen
haben.Sie sindwieherausgerissen
aus einer stabilen Rundumversor-
gung und einer Bereitstellungs-
kultur, in der sie alles vorzufinden
glaubten, was sie später einmal im
Leben brauchen.

Verunsicherung als neues Le-
bensgefühl?
Noch mehr als das. Vor Pandemie
undKrieg lebtedie Jugendmitdem
Selbstbewusstsein, die Dinge im
Griffzuhaben–bessersogaralsdie
Elterngeneration. Mit ihrem
Smartphone hatten sie die Welt in
der Tasche, alles stand mit einem
Wisch für sie bereit: Konsum, Be-
ziehungen, Mobilität. Diese Ge-
wissheit einer totalen Verfügbar-
keit wich in der Pandemie einem
großen Ohnmachtsgefühl: Man
war umgeben von einem unsicht-
baren Feind, zum Nichtstun ver-
dammt. Und selbst die Pubertäts-
revolte fiel aus, weil klar war: Wer
sich gegen die Corona-Regeln auf-
lehnt, riskiert das Leben seiner El-
tern und Großeltern. Zugleich er-
lebten die Jugendlichen in der Co-
rona-Zeit einen immensen Bedeu-
tungsverlust.

Inwiefern?
Jugendliche waren die ersten, die
festsaßen, und die letzten, die ge-
impft wurden. Vor Corona be-
stimmten Gestalten wie Greta
Thunberg oder der Youtuber Rezo
als Rollenmodelle die Debatten.
Dann übernahmen auf einmal
ChristianDrostenundKarl Lauter-
bach das Kommando. Jugendliche
warenalsKollektiv,aberauchindi-
viduell nicht mehr gefragt. Sie er-
leben sich seitdem zurückgewor-
fenaufsichselbst.AlsBeziehungs-
Waisen flüchten sie in die Selbst-
bezüglichkeit, und sie schrauben
dieAnsprüchean sich selbst höher
undhöher,umdannumsograndio-
ser daran zu scheitern.

Das zieht einen ja ganz schön
runter.
Und ich bin noch nicht fertig. Ju-

Das politische Abdriften der jungenGeneration nach rechts hatmit der
Brüchigkeit vonBindungssystemenund stark gestiegenenAlltagssorgen zu tun

gendliche brauchen für eine ge-
sunde Persönlichkeitsentwick-
lung so etwas wie den Lichtstreif
amHorizont, die Aussicht auf eine
gute Zukunft. Die liegt jedoch an-
gesichts von Krieg und Klimakrise
in dichtem Nebel. Die Generation
der Eltern kann dieses visionäre
Vakuummit einemRetrotrend fül-
len: Durch den Blick in den Rück-
spiegel können die Älteren Auf-
bruchsstimmungen der 80er oder
90er Jahre recyceln und in derVer-
gangenheit schwelgen.

Das können die Jugendlichen
naturgemäß nicht.
Bei vielen jungen Menschen führt
die gefühlte Endzeitstimmung
eher zu einemVorruhestands- Ge-
baren. Sie gehen auf Reisen oder
nehmen mit Anfang 20 ihr erstes
Sabbatical.

AberwiepasstdaszurDiagnose,
die Jugendlichen seien erfüllt
von Alltagssorgen?
Viele Alltagssorgen, wie die Angst
vor der Spaltung der Gesellschaft,
gehen auf eine zentrale Grund-
angst von Kindern und Jugendli-
chen zurück: das Auseinanderbre-
chen ihres primären Bindungssys-
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tems, der Familie – mit desertie-
renden Vätern, alleinerziehenden
Müttern, Patchwork-Verhältnis-
sen verschiedensten Zuschnitts.
Dem versuchen Kinder und Ju-
gendliche oft unbewusst ent-
gegenzuwirken, indem sie selbst
als Systemstabilisierer agieren:
Harmonisierenistvielenwichtiger
als rebellieren.DassVermittlungs-
künste und Diplomatie auf ganzer
Linie scheitern können und es un-
widerruflich zum Bruch kommen
kann, hat ihnen vor allem der Uk-
raine-Krieg – für uns in Mittel-
europa noch bis vor kurzem eine
Denkunmöglichkeit – vor Augen
geführt.

Aberwarumprofitiertdavondie
AfD, die laut Umfrage bei der

jungen Generation auf Stimm-
anteile vonmehr als 20 Prozent
kommt?
Weil auchder ständigeStreit inder
Ampel die eben beschriebene
Grundangst vor der Brüchigkeit
der Bindungssysteme zusätzlich
triggert.

Sie erklären den massiven
Rechtsruck in der jungen Bevöl-
kerungmit Koalitionsgezänk?
Das ist sicherlicheinGrundfürden
Vertrauensverlust in die Ampel-
parteien. Die AfD bedient aber
auch den Wunsch nach Wieder-
kehr stabiler Verhältnisse samt
eindeutiger Schuldzuweisung für
alles Widrige. Die Erzählung, man
müsste nur bestimmte Sündenbö-
ckefortjagenundalleswärewieder
gut, zieht bei Jugendlichen mit
ihrer Sehnsucht nach umkümmer-
ter Unbekümmertheit.

Spielt auch die Abkehr von den
Idealen der Elterngeneration
eine Rolle – konkret zum Bei-
spiel von liberalen Werten wie
Toleranz, Freiheit, Gleichheit,
Geschwisterlichkeit?
Solche Konstellationen eines klas-
sischen Generationenkonflikts
sindnachunserenBeobachtungen
eigentlich schon länger überholt.
WenndieGrundangst vonKindern
und Jugendlichen das Auseinan-
derbrechen der Familie ist, blasen
sie die Pubertätsrebellion ab. Der
AufstandgegendieElternfälltaus.

Sehen Sie einen Ansatz, junge
Menschen wieder aus der rech-
ten Ecke zu holen?
Das kann gelingen, wenn man ih-
neneineechteZukunftsperspekti-
ve bietet und positive Gruppener-
fahrungen, in denen sie ihre sozia-
le Befähigung nachholen können.
Ichbefürwortedeshalbeinsoziales
Pflichtjahr–alsMöglichkeit, sinn-
volle Selbstwirksamkeit zu erfah-
ren und sich sozial zu vertäuen.

Angesichts von Bedrohungen
wie Klimakatastrophe oder
Krieg istdasmitden„echtenZu-
kunftsperspektiven“ leicht ge-
sagt.
Wenn es gelingt, solche unbe-
streitbar beängstigenden Proble-
me herunterzubrechen auf das
persönliche Lebensumfeld, dann
kann davon durchaus wieder ein
Gefühl positiver Lebensbewälti-
gung ausgehen – so wie das zum
Beispiel im Umgang mit der Ener-
giekrise 2022/23 gelungen ist. Da
galtes,einenEnergiekollapsdurch
gemeinsame Kraftanstrengungen
abzuwenden. Alle konnten dazu
ihrenBeitragleisten.Esbrauchtal-
sowenigerdiegroßeVisionalsklar
umrisseneAufgaben,andenenalle
mitwirken können.

Das Gespräch führte
Joachim Frank
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STEPHANGRÜNEWALD
ist Geschäftsführer des

„rheingold“-Instituts in Köln.
In seiner Kolumne spricht er
aus psychologischer Sicht

über gesellschaftlich relevante Themen
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